
Ordnung zur Änderung der  

Ordnungen der Hochschule für Musik Mainz  

für die Prüfung in den Bachelorstudiengängen  

„Kirchenmusik“ 

„Klavier und Orchesterinstrumente“ 

„Oper und Konzert“ 

an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

vom 12. Mai 2016 

(Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 

Nr. 05/2016, S. 510) 

 

Auf Grund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Hochschulgesetz in der 

Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. 

Dezember 2015 (GVbl. S. 505, Nr. 17), BS 223-41, hat der Rat der Hochschule für Musik 

Mainz der Johannes Gutenberg-Universität Mainz am 11. November 2015 die folgende 

Ordnung zur Änderung der Ordnungen für die Prüfung in den Bachelorstudiengängen 

Kirchenmusik, Klavier und Orchesterinstrumente sowie Oper und Konzert an der Johannes 

Gutenberg-Universität Mainz beschlossen. Diese Änderungsordnung hat der Präsident der 

Johannes Gutenberg-Universität Mainz mit Schreiben vom 27. April 2016,  

Az. 03/02/11/03/01/059/MT genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

 

 

Artikel 1 

Die Ordnung der Hochschule für Musik Mainz an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

für die Prüfung im Bachelorstudiengang Kirchenmusik vom 19. September 2013 vom 

19. September 2013 (Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Nr. 

01/2014, S. 29) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Bei Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die weder ihre 

Hochschulzugangsberechtigung an einer deutschsprachigen Einrichtung noch einen 

Abschluss in einem deutschsprachigen Studiengang erworben haben, ist der 

Nachweis hinreichender deutscher Sprachkenntnisse (Niveau DSH-1-GERR) zu 

erbringen. Wird dieser Nachweis nicht fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung.“  

2. Hinter § 6 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Ein Anspruch auf Erteilung von Einzelunterricht besteht nur für ein Studium 

innerhalb der Regelstudienzeit und nur im Rahmen verfügbarer Kapazitäten der 

Hochschule für Musik Mainz sowie der mit der Hochschule für Musik Mainz 

kooperierenden Einrichtungen für das gewählte Studienfach. Ausnahmen hiervon 

sind lediglich in begründeten Einzelfällen möglich. Begründete Anträge sind schriftlich 

über den Rektor der Hochschule für Musik Mainz an den Prüfungsausschuss zu 

richten. Über die Genehmigung oder Ablehnung der Anträge werden die 

Kandidatinnen und Kandidaten schriftlich benachrichtigt. Im Falle des Entzugs des 

Einzelunterrichts wegen Ablaufs der Regelstudienzeit erfolgt eine schriftliche 



Benachrichtigung an die jeweiligen Studierenden. Der Kandidatin oder dem 

Kandidaten ist zuvor Gelegenheit zu Anhörung zu geben.“ 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 7 Abs. 5 wird folgender neue Abs. 6 eingefügt: 

„(6) Der Prüfungsausschuss ist dazu berechtigt, wissenschaftliche Arbeiten auch mit 

Hilfe elektronischer Mittel auf Täuschungen und Täuschungsversuche zu überprüfen. 

Zu diesem Zweck kann er von der Verfasserin oder dem Verfasser die Vorlage einer 

geeigneten elektronischen Fassung der Arbeit innerhalb einer angemessenen Frist 

verlangen. Wird dieser Aufforderung nicht nachgekommen, kann die Arbeit als nicht 

bestanden bewertet werden.“ 

b) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Absätze 7 und 8. 

 

4. In § 9 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: „Bei Nichtanerkennung sind die Gründe den 
Studierenden mitzuteilen. Auf § 7 Abs. 8 wird verwiesen.“ 

 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis einer Prüfung durch 

Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, oder 

erweist sich eine Erklärung gemäß Absatz 5 als unwahr, gilt die betreffende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert. Auf § 7 Abs. 8 wird 

verwiesen. Stört eine Kandidatin oder ein Kandidat den ordnungsgemäßen Ablauf 

einer Prüfung, kann sie oder er von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer 

oder Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der 

Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert.“ 

b) Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Bei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß § 13 mit Ausnahme von Klausuren 

sowie bei der Bachelorarbeit gemäß § 15 hat die oder der Studierende bei der 

Abgabe der Arbeit eine schriftliche Erklärung beizufügen, dass die Arbeit 

selbstständig verfasst und ausschließlich die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 

verwendet wurden und von der Ordnung zur Sicherung guter wissenschaftlicher 

Praxis in Forschung und Lehre und zum Verfahren zum Umgang mit 

wissenschaftlichem Fehlverhalten Kenntnis genommen wurde.“ 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 



Artikel 2 

Die Ordnung der Hochschule für Musik Mainz an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

für die Prüfung in den Bachelorstudiengängen Klavier und Orchesterinstrumente vom 18. Juli 

2011 (StAnz. S. 1407) wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 2 Abs. 4 wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Bei Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die weder ihre 

Hochschulzugangsberechtigung an einer deutschsprachigen Einrichtung noch einen 

Abschluss in einem deutschsprachigen Studiengang erworben haben, ist der 

Nachweis hinreichender deutscher Sprachkenntnisse (Niveau DSH-1-GERR) zu 

erbringen. Wird dieser Nachweis nicht fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung.“ 

 

2. Hinter § 6 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Ein Anspruch auf Erteilung von Einzelunterricht besteht nur für ein Studium 

innerhalb der Regelstudienzeit und nur im Rahmen verfügbarer Kapazitäten der 

Hochschule für Musik Musik sowie der mit der Hochschule für Musik Mainz 

kooperierenden Einrichtungen für das gewählte Studienfach. Ausnahmen hiervon 

sind lediglich in begründeten Einzelfällen möglich. Begründete Anträge sind schriftlich 

über den Rektor der Hochschule für Musik Mainz an den Prüfungsausschuss zu 

richten. Über die Genehmigung oder Ablehnung der Anträge werden die 

Kandidatinnen und Kandidaten schriftlich benachrichtigt. Im Falle des Entzugs des 

Einzelunterrichts wegen Ablaufs der Regelstudienzeit erfolgt eine schriftliche 

Benachrichtigung an die jeweiligen Studierenden. Der Kandidatin oder dem 

Kandidaten ist zuvor Gelegenheit zu Anhörung zu geben.“ 

 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 7 Abs. 5 wird folgender neue Abs. 6 eingefügt: 

„(6) Der Prüfungsausschuss ist dazu berechtigt, wissenschaftliche Arbeiten auch mit 

Hilfe elektronischer Mittel auf Täuschungen und Täuschungsversuche zu überprüfen. 

Zu diesem Zweck kann er von der Verfasserin oder dem Verfasser die Vorlage einer 

geeigneten elektronischen Fassung der Arbeit innerhalb einer angemessenen Frist 

verlangen. Wird dieser Aufforderung nicht nachgekommen, kann die Arbeit als nicht 

bestanden bewertet werden.“ 

b) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Absätze 7 und 8. 

 

4. In § 9 Abs. 8 wird folgender Satz angefügt: „Bei Nichtanerkennung sind die Gründe den 
Studierenden mitzuteilen. Auf § 7 Abs. 8 wird verwiesen.“ 

 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis einer Prüfung durch 

Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, oder 



erweist sich eine Erklärung gemäß Absatz 5 als unwahr, gilt die betreffende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert. Auf § 7 Abs. 8 wird 

verwiesen. Stört eine Kandidatin oder ein Kandidat den ordnungsgemäßen Ablauf 

einer Prüfung, kann sie oder er von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer 

oder Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der 

Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert.“ 

b) Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Bei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß § 13 mit Ausnahme von Klausuren 

sowie bei der Bachelorarbeit gemäß § 15 hat die oder der Studierende bei der 

Abgabe der Arbeit eine schriftliche Erklärung beizufügen, dass die Arbeit 

selbstständig verfasst und ausschließlich die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 

verwendet wurden und von der Ordnung zur Sicherung guter wissenschaftlicher 

Praxis in Forschung und Lehre und zum Verfahren zum Umgang mit 

wissenschaftlichem Fehlverhalten Kenntnis genommen wurde.“ 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

 

Artikel 3 

Die Ordnung der Hochschule für Musik Mainz an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

für die Prüfung im Bachelorstudiengang Oper und Konzert vom 7. März 2013 (StAnz. S. 612) 

wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 2 Abs. 4 wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Bei Studienbewerberinnen oder Studienbewerbern, die weder ihre 

Hochschulzugangsberechtigung an einer deutschsprachigen Einrichtung noch einen 

Abschluss in einem deutschsprachigen Studiengang erworben haben, ist der 

Nachweis hinreichender deutscher Sprachkenntnisse (Niveau DSH-1-GERR) zu 

erbringen. Wird dieser Nachweis nicht fristgerecht erbracht, erlischt die Zulassung.“ 

2. Hinter § 6 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Ein Anspruch auf Erteilung von Einzelunterricht besteht nur für ein Studium 

innerhalb der Regelstudienzeit und nur im Rahmen verfügbarer Kapazitäten der 

Hochschule für Musik Mainz sowie der mit der Hochschule für Musik Mainz 

kooperierenden Einrichtungen für das gewählte Studienfach. Ausnahmen hiervon 

sind lediglich in begründeten Einzelfällen möglich. Begründete Anträge sind schriftlich 

über den Rektor der Hochschule für Musik Mainz an den Prüfungsausschuss zu 

richten. Über die Genehmigung oder Ablehnung der Anträge werden die 

Kandidatinnen und Kandidaten schriftlich benachrichtigt. Im Falle des Entzugs des 

Einzelunterrichts wegen Ablaufs der Regelstudienzeit erfolgt eine schriftliche 

Benachrichtigung an die jeweiligen Studierenden. Der Kandidatin oder dem 

Kandidaten ist zuvor Gelegenheit zu Anhörung zu geben.“ 

 



3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 7 Abs. 5 wird folgender neue Absatz 6 eingefügt: 

„(6) Der Prüfungsausschuss ist dazu berechtigt, wissenschaftliche Arbeiten auch mit 

Hilfe elektronischer Mittel auf Täuschungen und Täuschungsversuche zu überprüfen. 

Zu diesem Zweck kann er von der Verfasserin oder dem Verfasser die Vorlage einer 

geeigneten elektronischen Fassung der Arbeit innerhalb einer angemessenen Frist 

verlangen. Wird dieser Aufforderung nicht nachgekommen, kann die Arbeit als nicht 

bestanden bewertet werden.“ 

b) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Absätze 7 und 8. 

 

4. In § 9 Abs. 8 wird folgender Satz angefügt: „Bei Nichtanerkennung sind die Gründe den 
Studierenden mitzuteilen. Auf § 7 Abs. 8 wird verwiesen.“ 

 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis einer Prüfung durch 

Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, oder 

erweist sich eine Erklärung gemäß Absatz 5 als unwahr, gilt die betreffende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert. Auf § 7 Abs. 8 wird 

verwiesen. Stört eine Kandidatin oder ein Kandidat den ordnungsgemäßen Ablauf 

einer Prüfung, kann sie oder er von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer 

oder Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der 

Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert.“ 

b) Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Bei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß § 13 mit Ausnahme von Klausuren 

sowie bei der Bachelorarbeit gemäß § 15 hat die oder der Studierende bei der 

Abgabe der Arbeit eine schriftliche Erklärung beizufügen, dass die Arbeit 

selbstständig verfasst und ausschließlich die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 

verwendet wurden und von der Ordnung zur Sicherung guter wissenschaftlicher 

Praxis in Forschung und Lehre und zum Verfahren zum Umgang mit 

wissenschaftlichem Fehlverhalten Kenntnis genommen wurde.“ 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

 

 



Artikel 4 

 
(1) Diese Ordnung zur Änderung der Ordnungen der Hochschule für Musik Mainz für die 

Prüfung in den Bachelorstudiengängen „Kirchenmusik“ „Klavier und 

Orchesterinstrumente“ „Oper und Konzert“ an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 

tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 

 

(2) Studierende, die bei Inkrafttreten im Bachelorstudiengang Kirchenmusik eingeschrieben 

sind, können wählen, ob sie ihr Studium nach der Ordnung vom 19. September 2013 

(Veröffentlichungsblatt der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Nr. 01/2014, S. 29), 

oder nach den Regelungen gemäß Artikel 1 fortsetzen wollen. Das Wahlrecht ist bis 

spätestens sechs Wochen schriftlich gegenüber dem Prüfungsausschuss zu erklären 

(Ausschlussfrist); ein einmal ausgeübtes Wahlrecht ist unwiderruflich. Wird von dem 

Wahlrecht kein Gebrauch gemacht, wird das Studium nach der bisherigen 

Prüfungsordnung fortgesetzt. Das Recht nach der Ordnung der Hochschule für Musik 

Mainz an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die Prüfung im 

Bachelorstudiengang Kirchenmusik vom 19. September 2013 (Veröffentlichungsblatt der 

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Nr. 01/2014, S. 29)  geprüft zu werden, kann 

längstens bis einschließlich Sommersemester 2022 ausgeübt werden. Danach muss die 

Prüfung nach der in Absatz 1 Satz 1 genannten Ordnung abgelegt werden.  

 

(3) Studierende, die bei Inkrafttreten im Bachelorstudiengang Klavier und 

Orchesterinstrumente eingeschrieben sind, können wählen, ob sie ihr Studium nach der 

Ordnung vom 18. Juli 2011 (StAnz. S. 1407) oder nach den Regelungen gemäß Artikel 2 

fortsetzen wollen. Das Wahlrecht ist bis spätestens sechs Wochen schriftlich gegenüber 

dem Prüfungsausschuss zu erklären (Ausschlussfrist); ein einmal ausgeübtes Wahlrecht 

ist unwiderruflich. Wird von dem Wahlrecht kein Gebrauch gemacht, wird das Studium 

nach der bisherigen Prüfungsordnung fortgesetzt. Das Recht nach der Ordnung der 

Hochschule für Musik Mainz an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die 

Prüfung im Bachelorstudiengang Klavier und Orchesterinstrumente vom 18. Juli 2011 

(StAnz. S. 1407) geprüft zu werden, kann längstens bis einschließlich Sommersemester 

2022 ausgeübt werden. Danach muss die Prüfung nach der in Absatz 1 Satz 1 

genannten Ordnung abgelegt werden.  

 

(4) Studierende, die bei Inkrafttreten im Bachelorstudiengang Oper und Konzert 

eingeschrieben sind, können wählen, ob sie ihr Studium nach der Ordnung vom 7. März 

2013 (StAnz. S. 612) oder nach den Regelungen gemäß Artikel 3 fortsetzen wollen. Das 

Wahlrecht ist bis spätestens sechs Wochen schriftlich gegenüber dem 

Prüfungsausschuss zu erklären (Ausschlussfrist); ein einmal ausgeübtes Wahlrecht ist 

unwiderruflich. Wird von dem Wahlrecht kein Gebrauch gemacht, wird das Studium nach 

der bisherigen Prüfungsordnung fortgesetzt. Das Recht nach der Ordnung der 

Hochschule für Musik Mainz an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die 

Prüfung im Bachelorstudiengang Oper und Konzert vom 7. März 2013 (StAnz. S. 612) 

geprüft zu werden, kann längstens bis einschließlich Sommersemester 2022 ausgeübt 

werden. Danach muss die Prüfung nach der in Absatz 1 Satz 1 genannten Ordnung 

abgelegt werden.  

 

 



(5)  § 26 Abs. 5 HochSchG ist anzuwenden. 

 

Mainz, den 12. Mai 2016 

 

 

Der Rektor 

der Hochschule für Musik Mainz 

Univ.-Prof. Dr. Birger Petersen 
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